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   Fachgruppe Sonderpädagogik /Inklusion                                                              
                                     Informationen zur Schulbegleitung  

Nach Umstellung des Verfahrens der Eingliederungshilfen und Schulbegleitung 2015 von einem Verfahren, in dem die Eltern vornehmlich die Antragssteller für ihr Kind waren, zu einem Verfahren, in dem hauptsächlich die Schulen in Kooperation mit der Behörde die Schulbegleitungen bereitstellen (Förderplan und systemische Ressource für die gesamte Schule), gab es immer wieder Fragen zur weiteren Beantragung von Schulbegleitungen. Immer wieder werden Schulen nur auf die von der Behörde genehmigte systemische Ressource mit der Faktorisierung (0,59 Personenressource pro Kind) hingewiesen. Aber die Behörde selbst weist im Merkblatt der Fachabteilung Schulbegleitung auf die weiterhin bestehende Möglichkeit hin, dass Eltern einen individuellen personenbezogenen Antrag auf Eingliederungshilfe nach §§53/54 Sozialgesetzbuch 12 stellen können. Diese Möglichkeit ist auch stets nach dem Sozialgesetzbuch vorhanden und kann durch eine systemische Ressourcenzuweisung nicht verwehrt werden. Der elterliche Antrag geht – wie früher auch- mit diversen zu besorgenden Unterlagen über die Schulleitung an das Fachreferat. Der Antrag ist sinnvoll für Schüler/innen, die einen besonders erhöhten und umfangreichen Hilfebedarf aufgrund einer geistigen, körperlichen und/oder schwersten Behinderung haben.
Folgende Schritte kennzeichnen das Verfahren:

· Antrag der Sorgeberechtigten auf Eingliederungshilfe nach SGB 12 an die zuständige Schule.

· Bereitstellung diverser Unterlagen wie ärztliche Gutachten, Pflegestufenbescheid, Schwerbehindertenausweis, personenbezogene Dokumente des Kinder u.a.m. (siehe in der Anlage Merkblatt Eingliederungshilfe nach dem Sozialgesetzbuch)

· Sichtung der Unterlagen durch die zuständige Schule und schriftliche Stellungnahme der Schulleitung zum Antrag der Eltern auf Eingliederungshilfe mit entsprechenden schulischen Unterlagen (z.B. Gutachten, Förderplan, Einsatzplan der Hilfskraft)
· Einreichung der gesamten Unterlagen durch die Schule bei der BSB

· BSB prüft die Unterlagen und fordert ggf. Stellungsnahmen der zuständigen Gesundheitsämter an.

· Entscheidung über den Antrag durch die BSB mit Genehmigung/Ablehnung der erforderlichen Betreuungsstunden durch eine sogenannte qualifizierte Schulbegleitungskraft.

· Dem Bescheid der Behörde kann durch die Sorgeberechtigten widersprochen werden. Dies kann im Streitfall auch zum Verfahren vor dem Sozialgericht oder Verwaltungsgericht führen (in Hamburg eher sehr selten).

Die genehmigte Schulbegleitung nach SGB 12 mit einer qualifizierten Begleitungskraft kann nicht auf die systemische Schulbegleitungsressource der einzelnen Schule angerechnet werden. Die Schulbegleitung mit Elternantrag nach SGB 12 ist eine personenbezogene Zuweisung mit auch individuell zugewiesenen Wochenstunden der Begleitung. Die Genehmigung gilt u.a. halbjährlich, in der Regel jedoch für ein Schuljahr. Folgeanträge können durch die Sorgeberechtigten über die Schule an die BSB natürlich immer wieder gestellt werden.
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